
Bundessozialgericht

Im Namen des Volkes
12 RK 73/81

Urteil

in dem Rechtssheü

Klägerin und Revisionsklägerin,

Prozeßbevollmäohtigter:
...... .........................

Beklagte und Revisionsbeklagte.

Der 12. Senat des Bundessozialgerichts hat am 18. Mai 1983

ohne mündliche Verhandlung

für Recht erkannt:

Auf die Revision der Klägerin wird das Urteil des Landes-

sozialgerichts Baden-Württemberg vom 29. Oktober 1981 auf—

gehoben.

Der Rechtsstreit wird zu neuer Verhandlung und Entscheidung

an das Landessozialgericht zurückverwiesen.
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G r ü n d e

Die Beteiligten streiten darüber, ob die Klägerin nach 5 7 Abs 2

des Angestelltenversicherungsgesetzes (AVG) ein Recht auf Be-

freiung von der Versicherungspflicht in der gesetzlichen Renten—

versicherung hat, obwohl sie die Pflichtversicherung durch Antrag

begründete ( 2 Abs 1 Nr 11 AVG), nachdem sie bereits Mitglied

eines Versorgungswerks war.

Die Klägerin ist selbständige Zahnärztin. Seit 1. Juni 1971 ist

sie kraft Gesetzes Pflichtteilnehmerin der B. -w.

Versorgungsanstalt. Im Dezember 197“ beantragte sie bei der

Beklagten die Versicherungspflicht als selbständige Erwerbstätige

nach 5 2 Abs 1 Nr 11 AVG. Diesem Antrag wurde durch Bescheid vom

18. September 1975 mit Wirkung vom 1. Dezember 197" entspro-

chen. Im Dezember 1978 beantragte die Klägerin die Umwandlung

ihrer Pflichtversicherung in eine freiwillige Versicherung, um

die Beitragsleistung besser ihren finanziellen Verhältnissen an-

passen zu können. Dieser Antrag wurde abgelehnt (Bescheid vom

15. Dezember 1978, Widerspruchsbescheid vom 29. März 1979).

Klage und Berufung sind erfolglos geblieben (Urteil des Sozial-

gerichts H. —SG—vom 22. Februar 1980; Urteil des Lan-

dessozialgerichts B. -w. -LSG— vom 29. Oktober 1981).

Das LSG hat zur Begründung seiner Auffassung ausgeführt, 5 7
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Abs 2 AVG sei hier
nicht

anwendbar - auch nicht entsprechend -,

weil diese Vorschrift dazu diene, zwangsweise herbeigeführte

Doppelversicherungen zu vermeiden und stabile auf Dauer angelegte

Versicherungsverhältnisse zu gewährleisten. Hieran fehle es im

vorliegenden Fall, weil die Doppelversicherung durch einen frei-

willig gestellten Antrag auf Versicherungspflicht in der gesetz-

lichen Rentenversicherung herbeigeführt worden sei. Bei Antrag-

stellung sei der Klägerin bewußt gewesen, daß sie eine Doppel—

versorgung eingehe und sich zu doppelten Pflichtbeiträgen ver—

pflichte. Andere Möglichkeiten außerhalb von 5 7 Abs 2 AVG dem

Anliegen der Klägerin Rechnung zu tragen, seien ebenfalls nicht

gegeben.

Mit der Revision macht die Klägerin geltend, daß sich ihre fi—

nanzielle Situation so schwerwiegend geändert habe, daß sie die

Doppelversorgung nicht aufrechterhalten könne. Es werde vom Zweck

des 5 7 Abs 2 AVG umfaßt, auch in solchen Fällen die Doppelver—

sorgung zu beenden, weil in jedem Fall eine ausreichende Ver-

sorgung bestehen bleibe.

Die Klägerin beantragt,

die Urteile des LSG und des SG aufzuheben

sowie die Beklagte unter Aufhebung des

Bescheides vom 15. Dezember 1978 in der

Gestalt des Widerspruchsbescheides vom

29. März 1979 zu verurteilen, die

Klägerin von der Versicherungspflicht

in der Rentenversicherung der Angestellten
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zu befreien.

Die Beklagte beantragt,

die Revision zurückzuweisen.

Sie ist der Auffassung, eine Anwendung des S 7 Abs 2 AVG auf den

Fall der Klägerin führe zu einer ungerechtfertigten Besserstel—

lung gegenüber jenen Pflichtversicherten, die aufgrund einer ab-

hängigen Beschäftigung nicht einmal die Wahlfreiheit besitzen, ob

sie der Rentenversicherung überhaupt angehören wollen.

Beide Beteiligte haben sich mit einer Entscheidung durch Urteil

ohne mündliche Verhandlung einverstanden erklärt (@ 12“ Abs 2 des

Sozialgerichtsgesetzes —SGG-).

II

Die Revision der Klägerin führt zur Aufhebung des angefochtenen

Urteils und zur Zurückverweisung des Rechtsstreits an das LSG.

Das LSG muß noch Feststellungen dazu treffen, ob der Antrag auf

Befreiung von der Antragspflichtversicherung nach 5 7 Abs 2 AVG

als unzulässige Rechtsausübung anzusehen ist.

Der erkennende Senat hat bereits in dem Urteil vom 28. April

1982 - 12 RK 30/80 - (SozR 2UOO @ 7 Nr 3) darauf hingewiesen, daß

der Gesetzgeber mit der durch Art 1 des Angestelltenversiche—

rungs-Neuregelungsgesetzes (AnVNG) vom 23. Februar 1957 (BGBl I
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S 88) in das
Angestelltenvers1cherungsgesetz

eingefügten
Vor-iq

schrift des S 7 Abs 2 AVG den Angehörigen der von dieser
Vor-TH

schrift erfaßten Berufsgruppen die Möglichkeit eröffnen wollte,

sich im Hinblick auf
die als

gleichwertig angesehene Mitglied—

schaft in einer bérufsständischen Sicherungseinrichtung
von der

- in der Regel durch Aufnahme einer versicherungspflichtigen Be-

schäftigung begründeten - Versicherungspflicht nach dem AVG be-

freien zu lassen. Dabei hat es der Gesetzgeber den Betroffenen

überlassen, von dieser Befreiungsmöglichkeit Gebrauch zu machen

oder die doppelte - dann freilich entsprechend kostenintensive -

Sicherung beizubehalten. Der erkennende Senat (aaO) hat
schließ-

lich
auch

bereits entschieden, daß die Vorschrift des
5 7 Abs 2

iVm Abs 3 AVG,
obwohl

nicht auf die Antragspflichtversicherten

gemäß % 2 Abs 1 Nr 11 AVG
zugeschnitten,

auch diesem
Personen-.

kreis nach ihrer Zielsetzung grundsätzlich
ein Befreiungsrecht

gibt. Der Senat hat deshalb die Befreiung eines Antragspflicht-n

versicherten, dessen zugehörigkeit
zu einem

bérufsständisohen

Versorgungswerk erst nach der Begründung der
Antragspf11chtver—

sicherung
begonnen

hat, im Hinblick auf
die auch bei ihm im Er-

gebnis
unfreiwillig

eingetretene Doppelsicherung für zulässig “

gehalten.

Eine differenzierte Beurteilung erfordern, was die Ausübung eines

—
grundsätzlich bestehenden

-
Befreiungsrechts betrifft, aber die

Fälle, in denen — wie hier - die Antragspflichtversicherung nach

5 2 Abs 1 Nr 11 AVG erst nach
dem Beginn der M1tgliedschaft in

.

einem berufsstand130hen
Versorgungswerk begründet worden

1st in

einem solchen Fall
ist die

doppelte Sicherung
gegen ein und das—
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selbe Risiko nicht zwangsläufig eingetreten. Vielmehr hat hier

die Klägerin unbeschadet ihrer bereits bestehenden Pflichtzuge-

hörigkeit zu einem berufsständischen Versorgungswerk den Antrag

auf Begründung der Pflicht-Mitgliedschaft zur Angestelltenversi-

cherung nach 5 2 Abs 1 Nr 11 AVG gestellt. Sie hat damit bewußt

und freiwillig eine doppelte Sicherung gegen ein und dasselbe

Risiko geschaffen.

Begehrt die Versicherte aber gleichwohl nach 5 7 Abs 2 AVG die

Beendigung der von ihr freiwillig und bewußt eingegangenen An—

tragspflichtversicherung, so setzt sie sich jedenfalls dann in

Widerspruch zu ihrem - gerade auf die Schaffung einer dauernden

doppelten Sicherung gerichteten - Verhalten, wenn die Geltend-

machung des Befreiungsrechts nicht durch besondere, in ihren in-

dividuellen Verhältnissen begründete Umstände gerechtfertigt ist.

Es ist in der Rechtsprechung des Bundessozialgerichts (BSG) seit

langem anerkannt (vgl aus der neueren Rechtsprechung: BSGE 50,

213, 216; Urteil vom 21. Juli 1981 - 7 RAr 37/80 - mwN), daß ein

widersprüchliches und deshalb mit dem Grundsatz von Treu und

Glauben unvereinbares Verhalten - venire contra factum proprium —

auch im Sozialversicherungsrecht unzulässig ist und zum Verlust

des geltend gemachten Rechts führt. In einem solchen Fall übt die

Versicherte das ihr grundsätzlich zustehende Recht, hier das Ge-

staltungsrecht aus 5 7 Abs 2 AVG, mißbräuchlich aus.

Die Klägerin macht in diesem Verfahren geltend, daß sie durch

unvorhersehbare Kostensteigerungen bei dem Bau eines Wohnhauses

und durch die Vergrößerung der Familie in eine finanzielle Situ-
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ation geraten sei, die die Belastung mit doppelten Beiträgen für

die Alters—, Invaliditäts- und Hinterbliebenensicherung unver—

tretbar erscheinen lasse. Hieraus kann sich in der Tat ergeben,

daß der Befreiungsantrag nicht als unzulässige Rechtsausübung

erscheint. Allerdings kann regelmäßig weder der Bau eines Hauses

noch eine auf andere Weise herbeigeführte Verschuldung allein den

Antrag rechtfertigen. Eine Pflichtversicherung in der Rentenver-

sicherung soll zu einer wirksamen ausreichenden Versorgung füh-

ren. Deshalb besteht ein besonderes Bedürfnis nach Kontinuität

der Versicherung. Sie soll nicht aus kurzlebigen Bedürfnissen

heraus aufgegeben oder unterbrochen und damit letztlich in ihrem

Zweck gefährdet werden. Gleichwohl kann sich durch das Zusammen—

treffen mehrerer unvorhergesehener Umstände, die langfristige

Auswirkungen auf die finanzielle Situation der Familie haben,

ergeben, daß der Anteil des Familieneinkommens, der durch die

Beiträge aufgezehrt wird, unangemessen hoch erscheint. Zu solchen

langfristig wirksamen Umständen können auch die Geburt mehrerer

Kinder (gleichviel ob vorhersehbar oder nicht) und die dadurch

bedingten Veränderungen der Lebensumstände gehören.

Ob und inwieweit durch die die finanzielle Lage der Klägerin und

ihrer Familie bestimmenden Umstände eine Situation entstanden

ist, die langfristig die Entrichtung doppelter Beiträge unzumut—

bar erscheinen läßt, kann der Senat nicht abschließend entschei-

den. Hierzu bedarf es noch eingehender Feststellungen der Ge-

samtumstände, die das LSG - von seiner Rechtsauffassung aus zu

Recht — bisher nicht getroffen hat.
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Der Rechtsstreit war deshalb an das LSG zurückzuverweisen.

Die Kostenentscheidung bleibt dem abschließenden Urteil vorbe-

halten.
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